
D ie in den vergangenen Jahren forcierte Be-
richterstattung der Massenmedien über
besonders schwere Straftaten, vor allem

Sexualstraftaten, und die als deren Folge verab-
schiedeten Gesetzesänderungen haben zu einer
sachlich nicht gerechtfertigten Ausweitung der
Sicherungsverwahrung geführt, die es notwendig
macht, Position zu beziehen.

Geschichte der Sicherungsverwahrung

Mit dem »Gewohnheitsverbrechergesetz«1 vom
24. November 1933 hatten die Nationalsoziali-
sten die Sicherungsverwahrung eingeführt. Das
»Volksganze« sollte mit unerbittlicher staatlicher
Autorität vor dem Verbrecher geschützt werden.2
Während der NS-Zeit wurden etwa 15.000 bis
16.000 Menschen sicherungsverwahrt (vgl. BT-
Drucksache 13/7766, S. 1).

Dieses Gesetz war über die früheren Gesetzent-
würfe weit hinausgegangen. Für Roland Freisler,
den späteren Präsidenten des terroristischen
Volksgerichtshofs sollte das »schneidige Schwert
der Sicherungsverwahrung […] entartete und
verkommene Personen daran hindern, ihren
entarteten Trieben oder ihrer Hemmungslosig-
keit zu frönen«.3

Konzeptionell geht die Sicherungsverwahrung
allerdings auf Franz von Liszt (1882) zurück, der für
die »unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher«
die unbestimmte »Strafknechtschaft« mit streng-
stem Arbeitszwang, Bestrafung mit Prügelstrafe,
Einzelhaft mit Dunkelarrest und strengem Fasten

vorsah. Für ihn waren die Gewohnheitsverbrecher
»das bedeutendste und gefährlichste [Glied] in je-
ner Kette von sozialen Krankheitserscheinungen,
welche wir unter dem Gesamtnamen des Proleta-
riats zusammenzufassen pflegen«.4

Rechtliche Verankerung und Zielsetzung
der Sicherungsverwahrung

Nach § 66 StGB ist Sicherungsverwahrung keine
Strafe, sondern eine Maßregel der Sicherung und
Besserung. In ihr können schuldfähige und ve-
mindert schuldfähige Personen untergebracht
werden, die wegen schwerer Straftaten zu hohen
Freiheitsstrafen verurteilt werden und bei denen
infolge eines Hanges zu solchen schweren
Straftaten eine Gefahr für die Allgemeinheit an-
genommen wird. Ein Sicherungsverwahrter wird
nach Ablauf von zehn Jahren entlassen, wenn
nicht die Gefahr besteht, dass er infolge seines
Hanges erhebliche Straftaten begehen wird,
durch welche die Opfer seelisch oder körperlich
schwer geschädigt werden. Eine mögliche Entlas-
sung auf Bewährung ist in zweijährigem Turnus
gerichtlich zu prüfen. 

Umfang der Sicherungsverwahrung

Von 1977 bis 1987 wurde Sicherungsverwahrung
zunehmend seltener angeordnet (vgl. Tabelle 1).
Wahrscheinlich ist dies als späte Auswirkung der
Strafrechtsreform 1969 (restriktivere Verhän-

gungskriterien, Abschaffung des »gefährlichen
Gewohnheitsverbrechers«) zu interpretieren. Es
folgte eine Stabilisierung auf niedrigem Niveau.
Von 1997 auf 1998 gibt es allerdings einen
Sprung von 46 auf 61 Anordnungen, offenbar
eine Reaktion der Richterschaft auf die leichtere
Anordnung der Sicherungsverwahrung seit Ende
Januar 1998.5

Nach Tabelle 2 sank die Belegung der Siche-
rungsverwahrten von 337 im Jahre 1975 auf 225
im Jahre 1987. Auch hier dürfte es sich um eine
Nachwirkung der Reform aus dem Jahre 1969
handeln. Die Belegung fiel sodann weiter bis auf
172 im Jahre 1996 und stieg von 1998 wieder ra-
sant an bis auf 238 im Jahre 2000. Dieser Anstieg
dürfte auf restriktiver gehandhabte Aussetzun-
gen im Zuge der jüngsten Reform (Januar 1998)
zurückzuführen sein.

In den neuen Bundesländern gibt es die Siche-
rungsverwahrung erst seit 1995. Bis zum
31.3.2000 war dort niemand in der Sicherungs-
verwahrung untergebracht. 

Obwohl Sicherungsverwahrung eine recht sel-
tene Sanktion ist, kann für ihre Bewertung nur
den Ausschlag geben, ob sie sich inhaltlich
rechtfertigen läßt.

Sicherungsverwahrung im europäischen
Vergleich6

Der Sicherungsverwahrung in der Bundesrepu-
blik ähnliche Einrichtungen gibt es nach der
Übersicht von Kinzig lediglich in der Schweiz
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Die Vorstellung, man müsse »gefährliche Wiederholungstäter« möglichst
dauerhaft wegsperren, ist nicht nur populär, sie wird in Deutschland auch
durch ein fragwürdiges Rechtsinstitut unterstützt: die Sicherungsverwahrung.
Hartmut-Michael Weber und Richard Reindl haben zahlreiche Gründe für
deren Abschaffung zusammengetragen und zu einem beeindruckenden
Plädoyer gebündelt. Der Text ist als Diskussionspapier in einer ökumenischen
Arbeitsgruppe der Straffälligenhilfeorganisationen ›Katholische Bundes-
Arbeitsgemeinschaft Straffälligenhilfe‹ und ›Evangelische Konferenz für
Straffälligenhilfe‹ entstanden, die ein Positionspapier zur Sicherungs-
verwahrung vorbereiten. 

SICHERUNGSVERWAHRUNG

Argumente zur Abschaffung 
eines umstrittenen Rechtsinstituts

Hartmut-Michael Weber und Richard Reindl
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und in Österreich. In der Schweiz ist ein konti-
nuierlicher Rückgang bis auf zuletzt 10 ausge-
sprochene Verwahrungen in der ersten Hälfte
der 90er Jahre festzustellen, gerahmt von Bestre-
bungen um Abschaffung der Sicherungsverwah-
rung in der bisherigen Form. In Österreich sind
seit 1990 nur noch 3 Täter in einer Anstalt für
gefährliche Rückfalltäter untergebracht. In den
Niederlanden setzt man auf längere Freiheits-
strafen und die Unterbringung in der therapeu-
tisch ausgerichteten Maßregel »ter beschikking-
stelling«, die nach Ablauf von vier Jahren nicht
verlängert werden kann, sondern neu angeord-
net werden muss. Diese Maßregel ähnelt der
Unterbringung in einer psychiatrischen Einrich-
tung.7 In Schweden und Großbritannien wird
lediglich über die Länge der Freiheitsstrafe
präveniert. Spanien hat die präventive, sichere
Verwahrung ausdrücklich für verfassungswidrig
erklärt, da sie gegen das Verbot der Doppelbe-
strafung verstößt (Weber, 1996, S. 22). In Norwe-
gen wurde »forvaring« als Sicherungsverwah-
rung für strafrechtlich verantwortliche Täter
1963 zum letzten Mal angeordnet, in »sikring«
für vermindert Schuldfähige befand sich 1993
keine einzige Person (ebd.). Frankreich kennt
seit 1981 keine der Sicherungsverwahrung ver-
gleichbare Sanktion. Ungarn hat die Sicherungs-
verwahrung 1981 abgeschafft. In Italien weigern
sich die Richter nahezu grundsätzlich, Siche-
rungsverwahrung zu verhängen, weil zwischen
Strafvollzug und Sicherungsverwahrung kein
Unterschied festzustellen sei, aber auch, weil ih-
nen angemessene Prognosemethoden für das
Vorliegen von Gefährlichkeit nicht zur Verfü-
gung stünden.

Kinzig resümiert, dass »Sicherungsaspekte
entweder durch längere Freiheitsstrafen oder
durch therapeutisch orientierte Maßregeln
wahrgenommen werden. Eine vornehmlich der
Sicherung dienende Maßregel ist in Europa
kaum noch anzutreffen« (vgl. Kinzig, a.a.O., S.
562).

Probleme der Praxis der 
Sicherungsverwahrung

Von der Sicherungsverwahrung sollen nur
»wirklich gefährliche« Täter erfasst werden. Den
Kernpunkt für ihre Legitimation bildet demzu-
folge die prognostische Zuverlässigkeit, das
künftige Verhalten von gefährlichen Rückfalltä-
tern zu bestimmen. Schließlich ist Sicherungs-
verwahrung eine präventive Freiheitsentzie-
hung für noch nicht begangene, sondern in der
Zukunft vermutete Straftaten. So gesehen er-
bringt der Sicherungsverwahrte ein Sonderopfer
für die Allgemeinheit in dreifach problemati-
scher Hinsicht:

Das Prognoseproblem

Kriminalprognosen sind Wahrscheinlichkeits-
aussagen. Bei der Individualprognose münden

diese Wahrscheinlichkeitsaussagen in die Alter-
nativen »günstig« oder »ungünstig«.8 Zu berück-
sichtigen ist dabei, dass die Treffsicherheit der
Voraussagen ganz entscheidend von der »Basis-
rate« abhängt, d.h. der Vorkommenshäufigkeit
eines gefährlichen Delikts im Rückfall bei den
Untersuchten: Je geringer die Basisrate, desto ge-
ringer die Zuverlässigkeit der Prognosen.

Exkurs: 
Bedrohung der Gesellschaft durch Rückfälle

Glaubt man den Medien, in denen Gewalt- und
Sexualkriminalität extrem überrepräsentiert
sind, so sieht man sich einer sehr großen alltäg-
lichen Bedrohung ausgesetzt und wundert sich
kaum über eine völlig realitätsunangemessene
allgemeine Kriminalitätsfurcht.9

Bezogen auf die Kriminalstatistik wird die Tö-
tungskriminalität in der Bevölkerung bis zu
mehr als hundertfach überschätzt.10 Die Häufig-
keit des Auftretens vollendeter Mord- und Tot-
schlagsdelikte in der Bundesrepublik liegt bei ei-
ner Tat, zusammen mit vollendeten Fällen von
Körperverletzung mit Todesfolge, Kindestötung
und fahrlässiger Tötung bei drei Taten pro

100.000 Einwohner und Jahr. Die Rate aller voll-
endeten Tötungsdelikte hat von 1963 bis 1994
um 20 Prozent abgenommen, Bürgerinnen und
Bürger könnten sich also sicherer fühlen vor sol-
chen schlimmen Taten.11

Für die Bundesrepublik beträgt die einschlägi-
ge Rückfallquote nach Entlassung aus einer we-
gen versuchten oder vollendeten Totschlags
oder Mordes verbüßten zeitigen Freiheitsstrafe
1,4 Prozent (vgl. Weber, 1999, S. 174 ff.). Diese
Quote bewegt sich im Rahmen der Rückfallquo-
ten auch anderer europäischer Länder. Zur Rück-
fälligkeit bei Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung liegt eine breit angelegte Untersu-
chung der Kriminologischen Zentralstelle Wies-
baden vor. Für sexuellen Kindesmissbrauch liegt
danach die einschlägige Rückfallquote nach ei-

nem Zeitraum von zehn Jahren seit der Erstver-
urteilung bei 20 Prozent, bei den schweren Fäl-
len liegt sie mit 12 Prozent noch darunter. Für
die wegen Vergewaltigung Verurteilten ergab
sich eine einschlägige Rückfallquote von 14 Pro-
zent.12

Je geringer die Rückfallquote, um so höher die
Treffunsicherheit von Gefährlichkeitsprognosen
– so die immer wiederkehrende Aussage wissen-
schaftlicher Untersuchungen. Deshalb können
vor allem sogenannte »falsch Positive« (fälsch-
lich als rückfällig prognostiziert), aber auch
»falsch Negative« (fälschlich als nicht [mehr]
rückfällig vorhergesagt) nicht ausgeschlossen
werden. Selbst bei weit gefasstem Gefährlich-
keitskriterium kommen auf einen »wahr Positi-
ven« (richtig als rückfällig prognostiziert) min-
destens zwei »falsch Positive«.13 Das Gefährlich-
keitskriterium ist bei Sicherungsverwahrten al-
lerdings eng gefasst, weshalb die Zahl der
»falsch Positiven« wesentlich höher liegen dürf-
te.14 Dass diese Zahl bei den Sicherungsverwahr-
ten außerordentlich hoch ist, darauf weisen US-
amerikanische Erfahrungen mit forensisch-psy-
chiatrischen Patienten hin, die als extrem ge-
fährlich galten und auf Anweisung des Supreme

Court wegen rechtlicher Mängel des Unterbrin-
gungsverfahrens entlassen werden mussten.15

Für die Bundesrepublik gibt es eine Untersu-
chung über die Treffunsicherheit von Gefähr-
lichkeitsprognosen bei zu lebenslanger Freiheits-
strafe Verurteilten, die hilfsweise herangezogen
werden kann, um das Prognoseproblem zu ver-
deutlichen (Weber, 1999, S. 176 ff.). Danach
müssen, um die Gesellschaft vor einem einzigen
»wahr positiven« lebenslang Inhaftierten zu
schützen, 38 weitere »falsch Positive« im Straf-
vollzug zurückgehalten werden. 

Seit Mitte der 90er Jahre fordern nun Massen-
medien wie auch Sicherheit versprechende Poli-
tiker immer drängender, die Treffsicherheit von
Gefährlichkeitsprognosen zu erhöhen, um die
Zahl der fälschlicherweise als »nicht gefährlich«

Tabelle 1: Verurteilte mit Anordnung einer Unterbringung in der Sicherungsverwahrung
(alte Bundesländer, Berlin ab 1995 als Gesamt-Berlin)

Jahr 1977 1987 1994 1995 1996 1997 1998

Anordnungen SV 51 39 40 45 46 46 61

Quelle: Statistisches Bundesamt Wiesbaden (Hg.), Strafverfolgung: Vollständiger Nachweis 
der einzelnen Straftaten, Wiesbaden

Tabelle 2: In der Sicherungsverwahrung Untergebrachte
(alte Bundesländer, Berlin ab 1995 als Gesamt-Berlin)

Jahr 1975 1987 1990 1994 1995 1996 1997 1998 2000

Untergebrachte SV 337 225 182 179 178 172 187 192 238

Quellen: Sicherungsverwahrung (1975–1990): Statistisches Bundesamt Wiesbaden (Hg.), Rechtspflege,
Fachserie 10, Reihe 4: Strafvollzug. Stuttgart. Zit. n. Kinzig, s.o. Fn 3, S. 131; Sicherungsverwahrung
(1994–2000): Stichtagsbelegung 31.3., Bundesminister der Justiz, Bestand der Gefangenen und Sicherungs-
verwahrten in den Vollzugsanstalten der Landesjustizverwaltungen. Bonn/Berlin.
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Die Funktionalisierung als »passiver« Zeuge im
Strafprozess reicht nicht aus, um das Trauma der
Opferwerdung zu behandeln. Es müssen
zunächst die grundlegenden Opferbedürfnisse
nach physischer, psychischer und finanzieller
Hilfe sowie nach rechtlicher Beratung und Un-
terstützung erfüllt werden. Das Leid der Opfer
sollte zuallererst thematisiert werden, ohne so-
fort die Frage der Täterbestrafung aufzuwerfen.21

Die Opfer schwerwiegender Gewalt- oder Se-
xualstraftaten und deren Angehörige sollten un-
mittelbar nach der Opferwerdung mit ihrem
Leid ernstgenommen und als unzuständig für
die geschehene Tat anerkannt werden. Durch
schwere Straftaten werden die Opfer sehr stark
instrumentalisiert; deshalb ist alles zu unterneh-
men, um ihre personale und soziale Würde wie-
derherzustellen, um ihre Vereinsamung aufzu-
heben, um ihre personale und soziale Hand-
lungsfähigkeit wiederherzustellen, um vertrau-
ensvolle Beziehungen wiederaufzubauen und
ihren Selbstwert zu stärken. Hierin liegt ein
möglicher Schlüssel für eine soziale Befriedung,
denn immerhin ein gutes Drittel der Gewaltop-
fer bekundet ein ausdrückliches Interesse nach
Wiedergutmachung durch den Täter, und ihr
Strafbedürfnis läßt mit zeitlichem Abstand zur
Tat im Allgemeinen nach, besonders aber, je ge-
ringer die Opfer zum Zwecke der Bestrafung der
Täter instrumentalisiert werden.22 Schließlich ist
die Gerichtsverhandlung kein Ort, an dem die
Opfer ihren durch die Tat bedingten Konflikt
aufarbeiten könnten, sie ist kein Ort, um
Schmerz, Wut oder Trauer zu artikulieren.

Aber nicht nur die Gerichtsverhandlung, son-
dern auch ein mangelhaftes Opferentschädi-
gungsgesetz, in dem das Opfer den Beweis zu
führen hat, die Tat nicht verschuldet zu haben,
trägt zu einer zweiten Opferwerdung bei.

In der derzeitigen kriminalpolitisch repressi-
ven Stimmung sind Opfer besonders gefährdet,
dass ihre spezifischen Belange für eine Strafver-
schärfung gegenüber Tätern instrumentalisiert
werden und damit der Blick auf ihre Schäden
oder die ihrer Angehörigen versperrt wird. Was
eine eigenständige, von staatlicher Strafdurch-
setzung unabhängige Opferhilfe anlangt, gilt die
Bundesrepublik im Vergleich zum europäischen
Ausland als ein Entwicklungsland.23

Unmittelbare Opferhilfen sind aber auch
präventiv erforderlich, damit die früheren Opfer
nicht spätere Täter werden, wie so häufig bei
Gewalt- und Sexualstraftätern, die in ihrer Kind-
heit und Jugend selbst Opfer von solchen Delik-
ten waren.24

Symbolische Funktion der
Sicherungsverwahrung

Das Wegsperren der Täter in Sicherungsverwah-
rung entbindet die Gesellschaft von der Frage
nach den Ursachen für die Taten. Wenn die Op-
fer von körperlicher oder sexueller Gewalt später
häufig auch zu Tätern werden, ist es eine Aufga-

vorhergesagten Entlassenen zu reduzieren. Der
Fallstrick der Gefährlichkeitsprognose aber be-
steht darin, dass die fälschlich als »gefährlich«
Vorhergesagten sich um so rasanter vermehren,
je engmaschiger der Filter der Gefährlichkeits-
prognose ist. 

Ferner sind die Vorhersagekriterien uneinheit-
lich, unkontrollierbar und empirisch nicht abge-
sichert (vgl. Kinzig, a.a.O., S. 82). So besteht die
Gefahr des Missbrauchs bzw. der Willkür. Letzt-
lich können aber auch einheitliche Prognosekri-
terien das Problem nicht lösen, dass über eine
künftige »Gefährlichkeit« nur auf der Grundlage
unzuverlässiger Wahrscheinlichkeitsaussagen
spekuliert werden kann.

Das Problem der Bestimmung der Gefährlichkeit

Gefordert ist die Prognose eines gefährlichen
Verhaltens. So muss nach § 66 Abs. 1 Nr. 3 StGB
als Voraussetzung für die Anordnung der Siche-
rungsverwahrung die Gesamtwürdigung des Tä-
ters und seiner Taten ergeben, dass er infolge sei-
nes Hanges zu erheblichen Straftaten, nament-
lich zu solchen, durch welche die Opfer seelisch
oder körperlich schwer geschädigt werden oder
schwerer wirtschaftlicher Schaden angerichtet
wird, für die Allgemeinheit gefährlich ist. Gerade
das Merkmal des Hanges aber ist weder rechtlich
noch empirisch haltbar (vgl. S. 53 ff.). Über kras-
se Unterschiede in der Beurteilung der Gefähr-
lichkeit durch unterschiedliche Gerichte darf
man sich deshalb nicht wundern (vgl. S. 84). Al-
lerdings vermittelt die individuelle Zuschreibung
der Gefährlichkeit den Eindruck, dass es be-
stimmte Menschen gibt, die a priori gefährlich
sind. Der gesamte Prozess der Kriminalisierung
und insbesondere die häufig vorangegangene
Opferwerdung der späteren Täter bleiben dabei
außen vor. 

Als wichtigstes Kriterium für die Gefährlich-
keit scheint sich derzeit das Ausmaß der
Angstauslösung eingebürgert zu haben. Je größer
die Angst, die in der Bevölkerung durch die Tat
ausgelöst wird, umso gefährlicher der Täter. Da-
mit aber unterliegt das Konzept der Gefährlich-
keit der Willkür, nämlich der massenmedial er-
zeugten Angst.

Richterinnen und Richter sowie Gutachterin-
nen und Gutachter, deren Empfehlungen die Ge-
richte nahezu vollständig übernehmen,16 scheu-
en unter dem derzeitigen massenmedialen Druck
zunehmend die Verantwortung für eine Entlas-
sung. So wird die Zahl der Prognoseopfer weiter
erhöht. 

Unberücksichtigt bleiben bei einem personali-
sierten Gefährlichkeitskonzept gewaltfördernde
Situationen. In diese Richtung weisen Untersu-
chungsergebnisse, nach denen ungünstige
Prognosen nur unter ungünstigen Integrations-
bedingungen zutreffen.17 Dann aber wären sinn-
volle Entlassungsvorbereitungen und Integrati-
onshilfen nützlicher als fragwürdige Gefährlich-
keitsprognosen. 

Dass das Vollstreckungsgericht von einer an-
haltenden und personalisierten Gefährlichkeit
(»Hangtäterschaft«) ausgeht,18 stellt ein schier
unlösbares Problem für den Täter dar. Dieser
muss faktisch den Nachweis führen, dass er
nicht (mehr) gefährlich ist. Diese Beweislastum-
kehr ist während der Inhaftierungszeit kaum zu
leisten, da die Gelegenheit zur Erprobung nicht
vorhanden ist. Prognosezweifel gehen also im-
mer zu Lasten des Sicherungsverwahrten.

Probleme im Vollzug

Ähnlich wie bei der lebenslangen Freiheitsstrafe
ist die Unbestimmtheit des Entlassungszeit-
punkts wohl das größte Problem:19 eine vernünf-
tige Vollzugsplanung ist kaum möglich, ebenso-
wenig die Verlegung in eine sozialtherapeutische
Anstalt. Wegen der Ungewissheit der Entlassung
werden während des Vorwegvollzugs der Strafe
kaum behandlerische Maßnahmen ergriffen, ge-
schweige denn Lockerungen gewährt. 

Zwar müsste nach dem Resozialisierungsgebot
alles getan werden, um die Sicherungsverwah-
rung zu vermeiden, faktisch wartet man aber auf
den Beginn der Sicherungsverwahrung. So ver-
streicht die Strafzeit meist völlig ungenutzt. Fata-
lerweise wird dies häufig den Betroffenen angela-
stet, da wegen der zugrundegelegten Gefährlich-
keit eine Entlassung ohne resozialisierende
Bemühungen nicht möglich ist. Führt dann die
Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit im Vollzug
eventuell zu »kurzschlüssigen« Gewalthandlun-
gen, schließt sich der Teufelskreis. Unbestimmt
dauernde Inhaftierung kann gefährliche Situa-
tionen hervorbringen.

Für die Sicherungsverwahrten gelten analog
auch Forschungsergebnisse über Prisonisierungs-
und Diskulturationseffekte einer Langzeit-Inhaf-
tierung (vgl. Kinzig, a.a.O., S. 115). Darüber hin-
aus erleben die Betroffenen die Sicherungsver-
wahrung vielfach als Doppelbestrafung: Erst
kommt die Strafhaft und anschließend die zweite
Strafe, der strafverschärfende »Nachschlag« für
vermutete künftige Straftaten. Dieser Eindruck
wird noch dadurch verstärkt, dass sich der Voll-
zug der Sicherungsverwahrung vom Vollzug der
Strafe kaum unterscheidet (»Etikettenschwin-
del«, vgl. S. 117 ff.).

Opfer und Opferinteressen

Opfer von Straftaten dienen als Zeugen, um
strafprozessual zu ermitteln. Sie werden zur
Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs ver-
einnahmt. In dieser Funktion können sie aber
nur im Ausnahmefall eigene Interessen verfol-
gen. Ferner erleben Opfer von Straftaten, insbe-
sondere Opfer von schweren Gewaltstraftaten,
durch ablehnende Reaktionen von Behörden
und Personen des sozialen Nahraums eine soge-
nannte zweite Opferwerdung.20

Die Rehabilitation der Opfer bedarf eigenstän-
diger, vom Strafprozess unabhängiger Verfahren.
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be ersten Ranges, die Opfer davor zu schützen,
später zu Tätern zu werden. Der Blick auf die be-
straften Täter und deren sichere Verwahrung ist
also eindeutig zu eng geführt. Es liegt nahe, dass
an den Wiederholungstätern stellvertretend und
gleichsam symbolisch das Sicherheitsinteresse
der Allgemeinheit demonstriert werden soll. 

Gerade in der politischen Debatte ist der Ver-
weis auf Rückfalltäter, insbesondere im Zusam-
menhang mit Sexualstraftaten, auch wenn es
sich um spektakuläre Einzelfälle handelt25 und
man keineswegs von einem Anstieg der Sexual-
delikte sprechen kann, zum Einfallstor für eine
Reihe von Strafverschärfungen geworden. Als
Legitimation für Strafverschärfungen diente
aber mindestens ebenso das massenmedial er-
zeugte, gestiegene Unsicherheitsgefühl. Krimi-
nalitätsfurcht fungiert als Platzhalter für die
wirklichen Ängste der Bürger (Angst vor Armut,
sozialem Abstieg, Arbeitslosigkeit, vor Unterver-
sorgung im Alter, Perspektivlosigkeit etc.).26

Die Politik hat die Fokussierung der Ängste
der Bevölkerung auf Kriminalität genutzt, um
durch die markige Rhetorik der Kriminalitäts-
bekämpfung und eine meist ebensolche Ver-
schärfung von Strafgesetzen Handlungsfähigkeit
zu demonstrieren, anstatt z.B. durch Auf-
klärungskampagnen die Ängste der Bürger abzu-
bauen. Sicherheit ist angesichts einer hinter-
gründigen Risikogesellschaft zum Zauberwort, ja
fast schon zum Mythos politischer Stärke gewor-
den. So suggeriert es wenigstens das hektische
und irrationale Gesetzgebungsgebaren im straf-
rechtlichen Bereich.27

Einer auf Ersatzhandlungen, auf reines Kri-
senmanagement fixierten Kriminalpolitik ist
freilich der Vorwurf zu machen, dass sie sich ins
Strafrecht flüchtet, statt sich ihrer Verantwor-
tung für die Zukunft der Gesellschaft zu stellen.

Sicherungsverwahrung, Grundgesetz und
Europäische Menschenrechtskonvention

Das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG
wurzelt als Grundrecht und negatives Abwehr-
recht gegenüber dem Staat im Rechtsstaatsprin-
zip, nach dem »alle staatliche Gewalt, insbeson-
dere die sehr einschneidende Strafgewalt, vor-
aussehbar« sein muß, sowie in der »Eigenverant-
wortlichkeit und Würde des Menschen«.28 Das
Gebot erstreckt sich nicht nur auf Strafen, son-
dern auch auf Maßregeln. Und nicht nur auf die
Strafbarkeit, sondern auch die Strafdrohung
bzw. die Drohung einer freiheitsentziehenden
Maßregel. Ähnlich muss nach Art. 7 Abs. 1
EMRK der Tatbestand hinreichend gesetzlich
umschrieben werden und der Strafrahmen deut-
lich erkennbar sein.29

Dem Bestimmtheitsgebot widersprechen in-
sofern das unbestimmte Merkmal des »Hanges«,
die unbestimmte Dauer der Sicherungsverwah-
rung und die Anordnung der Maßregel für noch
nicht begangene Straftaten. Tragweite und An-
wendungsbereich der Sicherungsverwahrung

sind nicht zu erkennen und lassen sich auch
nicht mit den üblichen Auslegungsmethoden
ermitteln.30

Fazit: Sicherungsverwahrung verstößt gegen das
Gebot der Strafrechtsbestimmtheit (Art. 103 Abs. 2
GG, Art. 7 Abs. 1 EMRK).

Wenn nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts die Verhängung einer Strafe
nicht der gleichzeitigen Anordnung einer
Maßregel der Sicherung entgegensteht und inso-
fern nicht gegen das Verbot der Mehrfachbestra-
fung verstößt, dasselbe Gericht sich aber nicht
damit auseinandersetzt, dass die Sicherungsver-
wahrung, abgesehen von ihrer Unbestimmtheit,
de facto gleichbedeutend mit dem Vollzug der
Freiheitsstrafe ist (vgl. Kinzig, a.a.O., S 45), so
wird ein »Etikettenschwindel« spitzfindig funk-
tionalisiert, um die Verfassungsvereinbarkeit ei-
ner tatsächlich doppelten Freiheitsentziehung
herzustellen. 

Fazit: Sicherungsverwahrung verstößt gegen das
Verbot der Mehrfachbestrafung (Art. 103 Abs. 3
GG, Art. 4 Abs. 1 EMRK).

Der Sicherungsverwahrte wird einer sehr
schweren, totalisierend eingreifenden physi-
schen, psychischen, sozialen und ökonomi-
schen Belastung ausgesetzt. Die Unkalkulierbar-
keit der Aussetzung der Maßregel führt zu einer
»demoralisierenden Ungewissheit«.31 Die Un-
schuldsvermutung, die bis zum gesetzlichen
Nachweis der Schuld für einen Angeklagten gilt
(vgl. Art 6 Abs. 2 EMRK), wird bei der Anord-
nung der Sicherungsverwahrung für überhaupt
noch nicht begangene Taten außer Kraft gesetzt.
Wenn aus den rechtsstaatlich unhaltbaren An-
ordnungsvoraussetzungen demoralisierende
Ungewissheit und Unplanbarkeit der Lebensge-
staltung folgen, wenn aber andererseits der Be-
griff der Menschenwürde im Kern davon aus-
geht, »dass der Mensch als geistig-sittliches We-
sen darauf angelegt ist, in Freiheit und Selbstbe-
wusstsein sich selbst zu bestimmen und auf die
Umwelt einzuwirken«32 und diese Subjektqua-
lität des Menschen nicht prinzipiell in Frage
gestellt werden darf (ebd. unter Hinweis auf
BVerfG 30, S. 26), dann lässt sich die Sicherungs-
verwahrung durchaus als ein entwürdigender,
die Subjektqualität grundsätzlich verletzender,
gewaltförmiger staatlicher Eingriff bewerten, der
aufgrund seiner Schwere sehr starke psychische
Leiden verursacht, der Menschen demütigt und
verächtlich macht.33

Fazit: Sicherungsverwahrung verstößt gegen das
Verbot seelischer und körperlicher Misshandlung
bzw. unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung (Art. 104 Abs. 1 S. 2 GG, Art. 3 EMRK)

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt:
»In der Bundesrepublik Deutschland hat der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verfassungs-
rechtlichen Rang. Er ergibt sich aus dem Rechts-
staatsprinzip, im Grunde bereits aus dem Wesen
der Grundrechte selbst, die als Ausdruck des all-

gemeinen Freiheitsanspruchs des Bürgers
gegenüber dem Staat von der öffentlichen Ge-
walt jeweils nur so weit beschränkt werden dür-
fen, als es zum Schutz öffentlicher Interessen un-
erläßlich ist.« (BVerfG 19, S. 343 ff., S. 348 f.) In
derselben Entscheidung setzt das Verfassungsge-
richt der staatlichen Gewalt enge Schranken. So
reiche die »Rücksicht auf eine mehr oder minder
deutlich feststellbare ›Erregung der Bevölke-
rung‹, die es unerträglich finde, wenn ein ›Mör-
der‹ frei umhergehe« nicht zur Anordnung der
Untersuchungshaft aus. Vielmehr sei der Richter
verpflichtet »zu prüfen, ob der Zweck der Unter-
suchungshaft nicht auch durch weniger ein-
schneidende Freiheitsbeschränkungen erreicht
werden kann« (S. 350 f.). Es ist nicht bekannt,
dass das Verfassungsgericht das Kriterium der
Unerlässlichkeit zum Schutze öffentlicher Inter-
essen, wie es in dieser Entscheidung zum Aus-
druck kommt, jemals an die Anordnungsvoraus-
setzungen, den Vollzug oder die Aussetzung der
Sicherungsverwahrung angelegt hätte. 

Näheren Aufschluss über den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz gibt eine weitere Entschei-
dung des Verfassungsgerichts: »Das vom Gesetz-
geber eingesetzte Mittel muss geeignet und erfor-
derlich sein, um den erstrebten Zweck zu errei-
chen. Das Mittel ist geeignet, wenn mit seiner
Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert werden
kann; es ist erforderlich, wenn der Gesetzgeber
nicht ein anderes, gleich wirksames aber das
Grundrecht weniger einschränkendes Mittel hät-
te wählen können […]. Bei einer Gesamtabwä-
gung zwischen der Schwere des Eingriffs und
dem Gewicht und der Dringlichkeit der ihn
rechtfertigenden Gründe muss die Grenze der
Zumutbarkeit noch gewahrt sein.« (BVerfG 30,
S. 292 ff., S. 316)

Die Anordnungskriterien der Sicherungsver-
wahrung fördern allerdings in keiner Weise den
»gewünschten Erfolg«, eine bestimmte Gruppe
von Tätern zu identifizieren, vor denen die Allge-
meinheit geschützt werden soll. Denn sie sind so
wenig trennscharf, dass sie offen für willkürliche
Zuerkennung sind und ihr Gebrauch einerseits
einen unverhältnismäßigen Anteil Ungefährli-
cher in die Sicherungsverwahrung bringt, ande-
rerseits aber auch eine Reihe von Personen, die
formell die Anordnungsvoraussetzungen für Si-
cherungsverwahrung erfüllen, für die aber nicht
als »Hangtäter« Sicherungsverwahrung angeord-
net wird, fälschlich als ungefährlich weiter in
Freiheit bleiben.34 Ist aber das Mittel (die Anord-
nung von Sicherungsverwahrung) sowohl mit
Blick auf den angestrebten Zweck (Schutz der
Allgemeinheit vor gefährlichen Straftätern) un-
geeignet, so kann auch seine Erforderlichkeit
nicht gegeben sein. Hier ist auf den schon er-
wähnten Rückzug der Sicherungsverwahrung in
Europa zu verweisen, aber auch auf eine empi-
risch vergleichende Untersuchung von lebens-
langer Freiheitsstrafe, zeitlich bestimmten
Höchststrafen und unbestimmten Maßregeln in
mehreren europäischen Ländern. Danach ent-
wickeln sich die vollendeten Tötungsdelikte un-
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abhängig von den entsprechenden maximalen
Strafen bzw. Maßregeln (vgl. Weber, 1996).
Wenn ein strafrechtliches Mittel aber weder ge-
eignet noch erforderlich ist, kann es erst recht
nicht zumutbar sein.

Die Ertragbarkeit seiner Rechtsfolgen ist ein
Hauptzug rechtsstaatlichen Strafrechts.35 Die
Rechtsfolgen haben nicht den Gegner oder Ver-
brecher zu bekämpfen, sondern Unrecht in Wür-
de auszugleichen. Für die Ertragbarkeit (oder
auch Zumutbarkeit) ist es aber wesentlich, dass
kein großes Ermessen besteht. Deshalb passt die
Sicherungsverwahrung nicht in ein rechtsstaatli-
ches Strafrecht.

Fazit: Sicherungsverwahrung verletzt das Rechts-
staatsprinzip und den Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz. Sie verstößt in entscheidenden Punkten gegen
die unveräußerlichen Menschenrechte.

Zusammenfassende Schlussfolgerungen 

• Strafe und Sicherungsverwahrung sind in er-
heblichem Umfang austauschbar geworden,
so dass der Sicherungsverwahrung als Maßre-
gel die Legitimation fehlt. Die schuldgebunde-
ne Strafe und die schuldunabhängige Siche-
rungsverwahrung werden auch in der richterli-
chen Praxis weitgehend als Einheit aufgefasst
(vgl. Kinzig, a.a.O., S. 590). Deshalb ist Siche-
rungsverwahrung »Etikettenschwindel«.

• Der für die Anordnung der Sicherungsverwah-
rung entscheidende »Hang« zu gefährlichen
Straftaten ist ein weitgehend inhaltsleeres Ein-
fallstor für willkürliche und irrationale Anord-
nungen.36 Das dem »Hang« entsprechende
Konzept der individuellen, personalisierten
Gefährlichkeit befördert unsichere Gefährlich-
keitsprognosen und eröffnet vielfältige Mög-
lichkeiten für Missbrauch und Willkür. Es ist
ferner sehr sensibel gegenüber massenmedial
inszenierten Moralpaniken.

• Die Vorschriften über die Sicherungsverwah-
rung gehen von einer fortdauernden Gefähr-
lichkeit der Verwahrten aus, einem anachroni-
stischen Vermächtnis der nationalsozialisti-
schen Lehre vom »entarteten« Verbrecher.
Deshalb muss der Sicherungsverwahrte seine
Ungefährlichkeit beweisen und nicht das Ge-
richt seine Gefährlichkeit. Diese Beweis-
lastumkehr benachteiligt den Betroffenen in
unzumutbarer Weise, da eine Beweisführung
unter den Bedingungen des Freiheitsentzuges
kaum möglich ist.

• Die Mehrheit der Sicherungsverwahrten befin-
det sich zu Unrecht in der Unterbringung.
Eine Gefährlichkeit geht von ihnen nicht bzw.
nicht mehr aus. Sie sind sozusagen Progno-
seopfer. Denn aufgrund unzutreffender Pro-
gnosen muss mit einem hohen Anteil fälsch-
lich als »gefährlich« Prognostizierter gerech-
net werden.

• Die durch eine lange Inhaftierungszeit bewirk-
ten Haftschäden erweisen sich für die Integra-
tion in die Gesellschaft eher kontraproduktiv

und laufen der verfassungsrechtlich verbrief-
ten Wiedereingliederung zuwider. 

• Die potenzielle Unabsehbarkeit des Endes der
Sicherungsverwahrung hat in der Praxis die
Konsequenz, dass Behandlungs- und Resoziali-
sierungsmaßnahmen nicht planbar sind und
eingestellt werden. Dies widerspricht der Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts.

• Die Sicherungsverwahrung verletzt die Men-
schenwürde des Grundgesetzes und die Men-
schenrechte der Europäischen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte. Sie verstößt
gegen das Gebot der Strafrechtsbestimmtheit
und das Verbot der Mehrfachbestrafung,
gegen das Verbot seelischer und körperlicher
Misshandlung bzw. unmenschlicher oder er-
niedrigender Strafe oder Behandlung, gegen
das Rechtsstaatsprinzip und den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz.

• Die der Sicherungsverwahrung entsprechende
Auffassung vom Staat ist die eines Staates der
Ausgrenzung und des Ausschlusses von Staats-
bürgern, für die der Allgemeinheitsanspruch
der Menschenwürde und Menschenrechte
nicht mehr gilt.

• Die Konzentration auf die Gefährlichkeit des
Täters verstellt den Blick auf die eigenständi-
gen Bedürfnisse der Opfer. Zu fordern ist daher
eine vom Strafprozess unabhängige Opferre-
habilitation. Die bisher meist ehrenamtliche
Opferhilfe reicht dazu nicht aus.  
Summa summarum: Die Maßregel der Sicherungs-

verwahrung ist abzuschaffen, da sie weder durch die
Menschen- und Grundrechte noch durch das Straf-
recht oder die Praxis ihres Vollzuges zu rechtfertigen
ist. 

Mögliche Alternativen

An erster Stelle sollten eigenständige Opferhilfen
flächendeckend eingerichtet werden. Wenn man
berücksichtigt, dass der späteren Täterwerdung
häufig eine frühere Opferwerdung vorausgeht,
dann gibt dies einen deutlichen Hinweis auf eine
wirksame präventive Arbeit, die die Sicherungs-
verwahrung überflüssig machen kann.

Schafft man die Sicherungsverwahrung ab, so
könnten die Gerichte im Wesentlichen auf zwei
Alternativen ausweichen: eine repressivere Straf-
zumessung bei Verurteilungen zu zeitiger Frei-
heitsstrafe oder eine vermehrte Unterbringung
in einem psychiatrischen Krankenhaus nach
§ 63 StGB.

Zur ersten Alternative ist anzumerken, dass sie
mit ihrem definitiven Strafende zwar eine ver-
nünftige Vollzugsplanung ermöglichen und wei-
tere negative Folgen der unbestimmten Verwah-
rung vermeiden würde. Andererseits wäre sie
problematisch, weil nach unserer Auffassung die
Anrechnung selbst einschlägiger Vorverurteilun-
gen oder Vorverbüßungen im Sinne einer Rück-
fallschärfung gegen das verfassungsrechtliche
Verbot der Mehrfachbestrafung verstoßen wür-
de.37

Der zweiten Alternative ist vorauszuschicken,
dass es sich bei den Sicherungsverwahrten ganz
überwiegend um Menschen handelt, die auf-
grund einer sehr belastenden Sozio-, Legal- und
Vollzugsbiographie psychisch gestört (vgl. Kin-
zig, a.a.O., S. 173 ff., 199 ff.) und »in hohem
Maße hilfsbedürftig sind, […] jedoch nicht ledig-
lich in sichere Verwahrung abgeschoben wer-
den« sollten (S. 598). Jene Menschen werden
aber auch nicht nach § 63 StGB im psychiatri-
schen Krankenhaus untergebracht, weil »auf Sei-
ten der Psychiater die Tendenz [besteht], Täter
mit Persönlichkeitsstörungen von den Behand-
lungsmöglichkeiten der Psychiatrie auszusch-
ließen« (ebd.).

Daraus ließe sich vordergründig die Forderung
ableiten, Psychiaterinnen, Psychiater und psy-
chiatrische Krankenhäuser mögen sich jener Po-
pulation künftig nicht mehr verweigern. Würde
man dieses Argument allerdings weiterverfolgen,
so käme man bei einer Zeitstrafe plus unbe-
stimmter Unterbringung an (nunmehr in einem
psychiatrischen Krankenhaus statt in der Siche-
rungsverwahrung). Stellt man sodann in Rech-
nung, dass nach der geltenden Rechtslage die
Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus grundsätzlich vor der zeitlich bestimm-
ten Freiheitsstrafe vollzogen, aber nur bis zu zwei
Dritteln auf die Freiheitsstrafe angerechnet wer-
den kann, die Unterbringung selbst aber kein
zeitiges Ende hat, so sieht man sich wiederum
denselben verfassungsrechtlichen Einwänden
gegenüber, mit denen schon die Sicherungsver-
wahrung abgelehnt wurde.

Nach unserer Auffassung müßte der Gesetzge-
ber allerdings an die Wurzel der ganzen Proble-
matik gehen. Dies hat beispielsweise Spanien ge-
tan. Dort kennt man keinerlei unbestimmte
Sanktion mehr, hat den doppelten Freiheitsent-
zug (Strafe plus Maßregel) als Verstoß gegen das
verfassungsrechtliche Verbot der Mehrfachbe-
strafung geächtet und die Dauer der Unterbrin-
gung in einem psychiatrischen Krankenhaus auf
das zeitlich bestimmte Äquivalent desjenigen
Maßes der Freiheitsstrafe begrenzt, zu dem der
Untergebrachte bei voller strafrechtlicher Ver-
antwortlichkeit verurteilt worden wäre. 

Was aber dann tun mit den »persönlichkeitsge-
störten« Kandidaten der Sicherungsverwahrung?
Und auch mit jenen, die die Kriterien für die An-
ordnungen von Sicherungsverwahrung bis auf
die Hangtäterschaft erfüllen? 

Hier müßte gelten, dass strafrechtlich Verant-
wortliche ein Recht auf Unterbringung im Straf-
vollzug haben. Ihre zeitweise Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus zu Zwecken
der Behandlung darf nur nach strenger Prüfung
und auf freiwilliger Grundlage erfolgen und
muss auf die Strafzeit angerechnet werden. Der
Untergebrachte muss das Recht haben, seine Zu-
stimmung zu dieser Unterbringung jederzeit zu
widerrufen. Ferner sind die sozialtherapeuti-
schen Einrichtungen im Strafvollzug für entspre-
chend vorbelastete »persönlichkeitsgestörte« Ge-
fangene stärker zu öffnen. Unser Vorschlag sollte
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jedoch nur für eine Übergangszeit gelten, bis der
gesamte Maßregelvollzug aus dem Strafrecht, für
dessen rechtsstaatlichen Anspruch er ein Fremd-
körper ist, in ein Recht sozialer Hilfen überführt
wird.38

Prof. Dr. Hartmut-Michael Weber lehrt Kriminal-
politik am Fachbereich Sozialwesen der Fachhoch-
schule Fulda und ist Privatdozent am Fachbereich
Politikwissenschaft der Freien Universität Berlin.
Dr. Richard Reindl war lange Jahre Geschäftsführer
der Katholischen Bundes-Arbeitsgemeinschaft Straf-
fälligenhilfe und ist Projektleiter am interdiszi-
plinären Zentrum für Gesundheitswissenschaften
der Katholischen Universität Eichstätt
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